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Norm

AsylG 2005 83 Abs1

AVG 866 Abs2

AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

IS L o e

—_

. AVG § 66 heute
AVG 8§ 66 glltig ab 01.01.1999 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG § 66 glltig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

N

Spruch
E10 430157-1/2012/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. R. ENGEL als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, StA. PAKISTAN, vertreten durch ARGE Rechtsberatung Diakonie und
Volkshilfe, Mag. Christoph STEINWENDTNER, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.10.2012, ZI. 1212.345-
EAST Ost, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als
Vorsitzenden und den Richter Mag. R. ENGEL als Beisitzer Uber die Beschwerde des romisch 40 , StA. PAKISTAN,
vertreten durch ARGE Rechtsberatung Diakonie und Volkshilfe, Mag. Christoph STEINWENDTNER, gegen den Bescheid
des Bundesasylamtes vom 10.10.2012, ZI. 1212.345-EAST Ost, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gem.§ 66 Abs. 2 AVG zur
neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt verwiesen.In Erledigung der
Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gem. Paragraph 66, Absatz 2, AVG zur
neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt verwiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Die beschwerdefiihrende Partei (bP), unwiderlegter Weise ein minderjahriger Staatsangehoriger der Islamischen
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Republik Pakistan ("Pakistan"), brachte am 10.9.2012 beim Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf internationalen
Schutz ein und auBerte sich ein einziges Mal zu ihren Ausreisegrinden, namlich anldsslich der Befragung durch die
Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes ohne Beiziehung eines gesetzlichen Vertreters und verliel} am 30.9.2012
die Betreuungsstelle Ost, ohne dass die belangte Behdrde ihren weiteren Aufenthaltsort ermitteln konnte.rémisch
eins. Die beschwerdefiihrende Partei (bP), unwiderlegter Weise ein minderjahriger Staatsangehdriger der Islamischen
Republik Pakistan ("Pakistan"), brachte am 10.9.2012 beim Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf internationalen
Schutz ein und duBerte sich ein einziges Mal zu ihren Ausreisegriinden, namlich anlasslich der Befragung durch die
Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes ohne Beiziehung eines gesetzlichen Vertreters und verliel am 30.9.2012
die Betreuungsstelle Ost, ohne dass die belangte Behorde ihren weiteren Aufenthaltsort ermitteln konnte.

Der Antrag auf internationalen Schutz wurde folglich mit im Spruch ersichtlichen Bescheid des BAA gemal§ 3 Abs 1
AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§ 8 Abs 1 Z 1
AsylG wurde der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht zugesprochen
(Spruchpunkt I.). GemaR & 10 Abs 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach
Pakistan verfugt (Spruchpunkt Ill.). Gleichzeitig mit Erlassung des Bescheides wurde der bP eine Rechtsberatung zur
Seite gestellt.Der Antrag auf internationalen Schutz wurde folglich mit im Spruch ersichtlichen Bescheid des BAA
gemal Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt
(Spruchpunkt romisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG wurde der Status des subsididr
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht zugesprochen (Spruchpunkt rémisch zwei.). GemaR
Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG wurde die Ausweisung aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan
verflgt (Spruchpunkt romisch drei.). Gleichzeitig mit Erlassung des Bescheides wurde der bP eine Rechtsberatung zur
Seite gestellt.

Gegen diesen Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener Frist Berufung Beschwerde
erhoben, hinsichtlich deren Inhalt auf den Akteninhalt (VwGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen wird.

IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Der festgestellte Sachverhalt steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999,99/20/0524)
fest.

IIl. Rechtliche Beurteilungréomisch drei. Rechtliche Beurteilung

Gemall &8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Gber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im gegenstdandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden
Gerichts gegeben ist.Gemall Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF
entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im
gegenstandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden Gerichts gegeben ist.

Gemall & 61 (1) Z.1 AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idFBGBI | Nr. 38/2011 entscheidet der Asylgerichtshof im
gegenstandlichen Fall im Senat.GemaR Paragraph 61, (1) Ziffer eins, AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100
aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, entscheidet der Asylgerichtshof im
gegenstandlichen Fall im Senat.

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100 idgF, nichts anderes ergibt, auf das Verfahren
vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51,
mit der Maligabe sinngemalR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt.Gem. Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 4 aus
2008, (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
rémisch eins Nr. 100 idgF, nichts anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe sinngemaR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemaR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzulassig oder verspatet zuriickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
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setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.Gemal Paragraph 66, Absatz 4,
AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehdrde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzuldssig oder
verspatet zurtckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

GemalR § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehodrde [das ho. Gericht], wenn der ihm vorliegende Sachverhalt so
mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint,
den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen
Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlickverweisen. Gemall Abs. 3 leg. cit. kann die
Berufungsbehorde [das ho. Gericht] jedoch die mindliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch
selbst durchfiihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.Gemal Paragraph 66, Absatz 2, AVG
kann die Berufungsbehérde [das ho. Gericht], wenn der ihm vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlickverweisen. GemalR Absatz 3, leg. cit. kann die Berufungsbehorde [das
ho. Gericht] jedoch die mundliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn
hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.

Auch der AsylGH ist zur Anwendung des8 66 Abs. 2 AVG berechtigt (vgl. dazu VwWGH v. 21.11.2002, ZI.2002/20/0315
und ZI. 2000/20/0084).Auch der AsylGH ist zur Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG berechtigt vergleiche dazu
VWGH v. 21.11.2002, ZI. 2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084).

Auch wenn der AsylGH eine Aul3enstelle in Linz einrichtete, ist auszufihren, dass aufgrund des organisatorischen
Aufbaues des AsylGH und des Bundesasylamtes, sowie aufgrund des Aufenthaltsortes der bP und der
Geschéftsverteilung des Asylgerichtshofes eine Weiterfihrung des Verfahrens durch den AsylGH im Sinne des § 66 (3)
AVG nicht mit einer Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.Auch wenn der AsylGH eine Aul3enstelle in Linz
einrichtete, ist auszufihren, dass aufgrund des organisatorischen Aufbaues des AsylGH und des Bundesasylamtes,
sowie aufgrund des Aufenthaltsortes der bP und der Geschaftsverteilung des Asylgerichtshofes eine Weiterfihrung des
Verfahrens durch den AsylGH im Sinne des Paragraph 66, (3) AVG nicht mit einer Ersparnis an Zeit und Kosten
verbunden ist.

Gegenstandlicher Sachverhalt entspricht im Wesentlichen dem, wie er dem ho. und im RIS verdffentlichen Erkenntnis
vom 3.10.2012, Gz. E13 429.399-1/2012-4E zu Grunde liegt, weshalb sich in Bezug auf die weitere Begriindung der
erkennende Senat den dort getroffenen Ausfihrungen anschliel3t und wird daher auf dieses 6ffentlich zugangliche
und beiden Verfahrensparteien bekannte Judikat verwiesen.

Im Rahmen der nachzuholenden Ermittlungstatigkeiten wird das Bundesasylamt auch den BF ein weiteres Mal zu
befragen haben. Ebenso wird es dem BF das Ermittlungsergebnis zur Kenntnis zu bringen und ihm die Gelegenheit
einzurdumen zu haben, sich hierzu zu duBern. In weiterer Folge wird das BAA das Ermittlungsergebnis unter
Berucksichtigung samtlicher bekannter Bescheinigungsmittel einer schlissigen Beweiswirdigung zu unterziehen und
individuelle Feststellungen zu treffen zu haben, welche als Basis fur die rechtliche Beurteilung dienen.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
Schlagworte

Befragung, Ermittlungspflicht, Kassation, mangelnde Sachverhaltsfeststellung
Zuletzt aktualisiert am

21.12.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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